Geſetz-Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Vf. 


Kr. 7209.) Vertrag zwiſchen Seiner Majeſtät dem Könige von Preußen und Seiner Hoheit 
i dem Herzoge von Sachſen-Meiningen wegen Uebertragung der Leitung 
der Grundſtückzuſammenlegungen und Hutablöſungen auf die Königlich 
Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden. Vom 18. Juni 1868. 


ben Seine Majeſtät der König von Preußen dem Wunſche Seiner Hoheit 
des Herzogs von Sachſen-Meiningen mit Bereitwilligkeit entgegengekommen ſind, 
die Leitung der Grundſtückzuſammenlegungen und Hutablöſungen im Herzogthum 
Sachſen⸗Meiningen den Königlich Preußiſchen a e zu 
übertragen, find zur Feſtſtellung der hierbei erforderlichen näheren Beſtimmungen 


Königlich Preußiſcher Seits: 

1) der Geheime Legationsrath von Kehler, 
. \ 2) der Geheime Regierungsrath Greiff, 
un 
Herzoglich Sachſen-Meiningenſcher Seits: 

1) der Staatsrath Giſeke, 
3 2) der Regierungsrath Dr. jur. Heim 
jiuſammengetreten und haben unter Vorbehalt der Ratifikation folgenden Vertrag 
. geſchloſſen. 
i Artikel 1. 


Die Leitung der Grundſtückzuſammenlegungen und Hutablöſungen, ſowie 
die Entſcheidung der dabei vorkommenden Streitigkeiten ſoll in dem Herzogthum 
Säachſen⸗Meiningen durch die für die umliegenden Preußiſchen Landestheile dazu 
berufenen Königlich Preußiſchen Behörden, zur Zeit die Königliche Generalkom⸗ 
miſſion zu Merſeburg und das Reviſtonskollegium für Landeskulturſachen in 
= 10 „ſowie in den dazu geeigneten Fällen das Obertribunal in Berlin, 
erfolgen. 

Jahrgang 1868. (Nr. 7209.) 119 Art. 


Ausgegeben zu Berlin den 14. Oktober 1868. 
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Artikel 2. 


Dem Verfahren und den Entſcheidungen ſollen die im Herzogthum Sachſen⸗ . 
Meiningen geltenden Geſetze und Verordnungen zum Grunde gelegt werden. 


Artikel 3. 


Die Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden ſollen in den 
Seitens Seiner Hoheit des Herzogs von Sachfen-Meiningen zu erlaſſenden 
Ausführungsgeſetze über die Artikel 1. bezeichneten Geſchäfte dieſelben Befugniſſe 
erhalten, welche ihnen in ähnlichen Preußiſchen Angelegenheiten eingeräumt ſind. 


Artikel 4. 


Die richterlichen Entſcheidungen der Königlich Preußiſchen Behörden in : 
dem im Herzogthum Sachjen- Meiningen vorkommenden Auseinanderſetzung⸗ 
ſachen ergehen unter der Formel: 4 


In Gemäßheit des zwiſchen Seiner Majeſtät dem Könige von Preußen E 
und Seiner Hoheit dem Herzoge von Sachſen⸗Meiningen geſchloſſenen 
Staatsvertrages vom 18. Juni 1868. 3 


Artikel 5. 


Die betreffende Königlich Preußiſche Generalkommiſſion überweiſt die 1 
Bearbeitung der einzelnen Geſchäfte den geeigneten Spezialkommiſſarien und 
Geometern, führt auch über dieſe ihre Unterbeamten die geſchäftliche Disziplin. 


Artikel 6. 


Das Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſche Staatsminiſterium iſt befugt, von 
der betreffenden Königlich Preußiſchen Generalkommiſſion über die Lage der ein⸗ 
1 Auseinanderſetzungsſachen jederzeit KR zu erfordern. Für den Fall, 

aß das Herzogliche Staatsminiſterium in einzelnen, das landespolizeiliche In⸗ 
tereſſe berührenden Punkten der betreffenden Königlichen Generalkommiffon 

beſtimmte Anweiſungen zu ertheilen hätte, wird daſſelbe mit dem Königlich 
Preußiſchen Miniſterium für landwirthſchaftliche Angelegenheiten in Kommunikation 
treten, durch welches letztere dann die Beſcheidung der Generalkommiſſion erfolgt. 

5 in allen auf die Disziplin der Behörde oder der einzelnen Beamten 
Bezug habenden Fällen wird ſich das Herzogliche Staatsminiſterium an das 
gedachte Königliche Miniſterium wenden, ſofern daſſelbe nicht vorziehen ſollte , ſich 

ieſerhalb zuvörderſt unmittelbar mit der Auseinanderſetzungsbehörde zu verſtändigen. 


Artikel 7. 


Die im Königreich Preußen wegen der Koſten und der Remunerirung A 
der Beamten und Sachverſtändigen in Auseinanderſetzungsſachen geltenden Bor 
ſchriften, fie mögen ſchon 1 7 ſein oder noch erlaſſen werden, ſollen 1 


hei den im Herzogthum Sachſen⸗Meiningen vorkommenden, im Artikel 1. ber 85 

zeichneten Auseinanderſetzungsgeſchäften Anwendung finden. 3 

| Artikel S. 
5 Seine Hoheit der Herzog von Sachſen⸗Meiningen verpflichten Sich, zu 
den Generalkoſten der Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden, welche 
aus der Königlich Preußiſchen Staatskaſſe gewährt werden, an dieſe einen an⸗ 
gemeſſenen Beitrag alljährlich zu zahlen. Dieſer Beitrag wird für die nächſten 
zehn Jahre auf die Summe von Eintauſend fünfhundert Thalern jährlich eſt⸗ 
geſtellt und bleibt für die weitere Folgezeit beſonderer Verabredung vorbehalten. 
Artikel 9. 

Die Ausführung dieſes Vertrages erfolgt mit dem 1. Januar 1869. 
Von dem Vertrage zurückzutreten ſoll ſowohl Seiner Majeſtät dem Kö⸗ 
nige von Preußen, als Seiner Hoheit dem Herzoge von Sachſen⸗Meiningen 
nach Ablauf von zehn Jahren und von da ab jederzeit nach einjähriger Kün⸗ 
digung freiſtehen. Eine gleiche Kündigung ſoll Seiner Majeſtät dem Könige 
von Preußen innerhalb der vertragsmäßigen Zeit von zehn Jahren freiſtehen, 
wenn an der hinſichtlich der Auseinanderſetzungen im Herzogthum Sachſen⸗ 
Meiningen jetzt beſtehenden materiellen Geſetzgebung etwas geändert werden ſollte. 


Artikel 10. 


8 Gegenwärtiger Vertra foll unverzüglich zur landesherrlichen Ratifikation 
vorgelegt und die Auswechſelung der Ratifi :ations «Urkunden binnen vier Wochen 
in Berlin bewirkt werden. 


Berlin, den 18. Juni 1868. 


(L. S.) Hermann Karl Friedrich Viktor v. Kehler. 
(L. S.) Johann Julius Edmund Greiff. 

(L. S.) Albrecht Otto Giſeke. 

(L., S) Johannes Friedrich Wilhelm Heim. 


5 | Vorſtehender Vertrag ift ratiftzirt und es hat die Auswechſelung der Ra⸗ 
flfikations⸗Urkunden ſtattgefunden. 


Gr. 7209-7210.) 


(Nr. 7210.) Allerhöchſter Erlaß vom 2. September 1868., betreffend die Verleihung d 
ſiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeind 
Chauſſee von Recht nach der Landesgrenze mit Belgien bei Brücken und 
von da aus über Brücken bis zur Malmedy- St. Vither Bezirksſtraße, ir 
Kreiſe Malmedy, Regierungsbezirk Aachen. 


Nacben Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von der Gemeinde 
Recht, im Kreiſe Malmedy, Regierungsbezirk Aachen, beabfichtigten Bau einer 
Gemeinde ⸗Chauſſee von Recht nach der Landesgrenze mit Belgien bei Brücken 
und von da aus über Brücken bis zur Malmedy⸗St. Vither Bezirksſtraße ge⸗ 
nehmigt habe, verleihe Ich hierdurch der Gemeinde Recht das Expropriationsrecht 
für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur 
Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der 
für die Staats ⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. 
Zugleich will Ich der genannten Gemeinde gegen Uebernahme der künftigen 
chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſee⸗ 
eldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden 
Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen 
über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen 
Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen 
angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolize 

Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. N 


5 Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 5 


Berlin, den 2. September 1868. 


€ 


Wilhelm. 


Für den Finanzminiſter: 


Gr. zu Eulenburg. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Jr. 7211. 


72110 Statut für den Verband zur Regulirung der Schaaksvitter Beek im Landkreiſe 
i Königsberg. Vom 26. September 1868. 


ir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


erordnen, auf Grund des Artikels 2. des Geſetzes vom 11. Mai 1853. (Geſetz⸗ 
Samml. vom Jahre 1853. S. 182.), nach Anhörung der Betheiligten, 


was folgt: 


Sl. 

1 85 Zur Durchführung des über die Regulirung der Schaaksvitter Beek in 
der Denkſchrift des Waſſerbau⸗Inſpektors Kuckuck vom 18. März 1868. und 
den dazu gehörigen Nivellements und Situationsplänen von demſelben Datum 
aufgeftellten Meliorationsprojekts werden die Eigenthümer der oberhalb Schaaks⸗ 
vitte zu beiden Seiten dieſer Beek und ihrer Seitenarme a. b. und c. (Station 
0, bis 304., Station 214. bis 414. a., Station 323. a. bis 365. b. und Sta⸗ 
ion 275 bis 310. e. gedachter Pläne) belegenen Grundſtücke, ſoweit denſelben 
aus der Ausführung des angegebenen Projekts Vortheile erwachſen, zu einer 
Genoſſenſchaft unter dem Namen: : 
5 „Verband zur Regulirung der Schaaksvitter Beek“ 
vereinigt. 5 
’ Dieſelbe hat ihren Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu Königsberg. 


§. 2. 


Der Genoſſenſchaft liegt die Ausführung der in der erwähnten Denk⸗ 
chrift und dem dazu gehörigen Koſtenanſchlage näher bezeichneten Anlagen ob. 
aan bleiben jedoch diejenigen Anlagen ausgeſchloſſen, die ſich auf die Regu⸗ 
rung des Reichgrabens beziehen. i 5 
Mit Genehmigung des Miniſters für die landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten kann im Laufe der Ausführung der Genoſſenſchaftsanlagen von dem er⸗ 
ähnten Plane und Koſtenanſchlage abgewichen werden. 


§. 3. 

Die ſpätere Unterhaltung der nach dieſem Plane und Koſtenanſchlage zu 
klegulirenden Waſſerläufe und anzulegenden Brücken iſt von denjenigen zu bewir⸗ 

ken, denen die Unterhaltung bisher oblag. Nur ſoweit andere Verpflichtete nicht 
Vorhanden find, erfolgt die Unterhaltung auf Koſten der Genoſſenſchaft. 
Dtesgleichen liegt der letzteren die ſpätere Unterhaltung der im erwähnten 
5 schlage unter Titel II. aufgeführten Ueberfälle, ſowie die Beſtreitung der 
aus der laufenden Verwaltung der Genoſſenſchaft entſtehenden Koſten ob. 


. 7211.) F. 4. 
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§. 4. Be 

Die ordentliche Unterhaltung der zu regulirenden Waſſerläufe wird unter 
die Kontrole und Schau des Genoſſenſchaftsvorſtandes geſtellt. Ohne wider 
rufliche Genehmigung des letzteren darf das Waſſer in jenen Waſſerläufen nicht 
aufgeſtaut werden. \ 


F. 5. 
Die Beiträge zur Erfüllung der der Genoſſenſchaft obliegenden Verpflich- 
tungen werden von den Genoſſen nach Maaßgabe der aus den gemeinſchaftlichen 
Anlagen ihnen erwachſenden Vortheile aufgebracht. Zu dieſem Behufe wird von 
dem Vorſtande unter Zuziehung des Kataſterkontroleurs des Kreiſes ein Kataſter 
galt 11 5 Verbande gehörigen Grundſtücke nach Maaßgabe der Flächengröße auf 
geſtellt. 
$. 6. 
Das Kataſter wird den einzelnen Gemeindevorſtänden, ſowie den Beſitzern 
der Güter, welche einen beſonderen Gutsbezirk bilden, extraktweiſe mitgetheilt und 
im Amtsblatte eine vierwöchentliche Friſt bekannt gemacht, innerhalb welcher das 
Kataſter bei den Gemeindevorſtänden eingeſehen werden kann und Befchwerden 
dagegen bei dem Kommiſſarius angebracht werden können. Nach Ablauf dieſer 
Friſt werden die angebrachten Beſchwerden, welche auch gegen die Vertheilung 
der Koſten nach dem bloßen Flächenmaaß gerichtet werden können, von dem 
Regierungskommiſſarius unter Zuziehung der Beſchwerdeführer, eines Deputirten 
des Vorſtandes und der erforderlichen Sachverſtändigen unterſucht. Be 
Die Sachverſtändigen, und zwar hinſichts der Vermeſſung und des Nivelle⸗ 
ments ein vereideter Feldmeſſer oder nöthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, bin: 
ſichts der ökonomiſchen Fragen zwei ökonomiſche Sachverſtändige, denen bei 
Streitigkeiten wegen der Ueberſchwemmungsverhältniſſe ein Waſſerbau⸗Sachver⸗ 
ſtändiger beigeordnet werden kann, werden von der Regierung in Königsberg 
ernannt. 1 
Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, nämlich der 
Beſchwerdeführer einerſeits und der Deputirte des Vorſtandes andererſeits, be 7 
kannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, ſo hat es 
dabei fein Bewenden, und wird das Kataſter demgemäß berichtigt. Anderenfalls 
werden die Akten an die Regierung zur Entſcheidung über die eſchwerden ein⸗ 
gereicht. Wird die Beſchwerde verworfen, ſo kreffen die Koſten derſelben den Be 
ſchwerdeführer. a 
Bli.innen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung iſt 
lee dagegen an den Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
zuläſſig. a 
Nach erfolgter Feſtſetzung des Kataſters iſt daſſelbe von der Regierung * 
Königsberg auszufertigen und dem Vorſtande zuzuſtellen. ö 3 


8 f 

Auf Grund des Kataſters ſetzt der Landrath die Hebeliſte auf den Antrag 
des Genoſſenſchaftsvorſtandes feſt und läßt die Beiträge von den Säumigen durch 
Adminiſtrativ⸗Exekution einziehen. 

Die Arbeiten werden in der Regel in Tagelohn unter Aufſicht eines Be⸗ 


vollmächtigten des Entwäſſerungsverbandes ausgeführt. Wo es indeſſen zweck⸗ 
mäßig iſt, ſollen dieſelben nach Beſtimmung des Vorſtandes an den Mindeſt⸗ 
fordernden e werden, auch kann der Vorſtand die Anlagen durch Natu⸗ 
kalleiſtungen der Eigenthümer ausführen laſſen. In ſolchen Fällen iſt der Vor⸗ 
ſteher befugt, die nicht rechtzeitig oder die nicht gehörig ausgeführten Arbeiten 
nach einmaliger vergeblicher Erinnerung auf Koſten der Säumigen machen und 
die Koſten von denſelben durch Exekution beitreiben zu laſſen. Eben dazu iſt 
der Vorſteher befugt bei Arbeiten, welche den einzelnen Genoſſen für ihre Grund⸗ 
ſtücke obliegen und im Intereſſe der Anlage nicht unterbleiben dürfen. 


§. 8. 

Die Regulirung der Beek und der im F. 1. genannten Seitenarme der⸗ 
ſelben muß jedes Sozietätsmitglied ohne Weiteres geſtatten und den dazu er⸗ 
forderlichen Grund und Boden inſoweit ohne Entſchädigung hergeben, als ihm 
der Werth durch Mergel⸗ oder Moderauswurf und durch das an den Damm⸗ 


F. 9. 

Die Angelegenheiten des Verbandes werden von einem Vorſteher und 
drei Beiſitzern geleitet, welche zuſammen den Vorſtand bilden. Von den Bei⸗ 
ſitzern hat einer die Kaſſe zu führen. Der Vorſteher und die Beiſitzer bekleiden 
ein Ehrenamt, es werden ihnen jedoch baare Auslagen erſetzt. 


$. 10. 


Se Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Verbandsmitgliedern aus 
ihrer Mitte auf drei Jahre gewählt. Der Vorſteher ernennt in Behinderungs⸗ 
8 fällen ſeinen Stellvertreter aus der Zahl der Beiſitzer. 

a Der Landrat beruft die Wahlverſammlung und führt den Vorſitz in 
derſelben. \ 
Bur Theilnahme und aktiven Wahlfähigkeit berechtigt der Grundbeſitz von 

zwei Morgen Preußiſch. . Er 
Der Befiger von mehr als dreißig Morgen Preußiſch iſt berechtigt, zwei, 
wer mehr als ſechszig Morgen beſitzt, drei, und der Beſitzer von mehr als Ein⸗ 
hundert Morgen Preußiſch vier Stimmen abzugeben. 5 

Gr. 7211) Der 


Der Landrath verpflichtet die Gewählten durch Handſchlag an Eides 


aftatt 
Minderjährige und moraliſche Perſonen können durch ihre geſetzlichen Ver 

treter, Ehefrauen durch ihre Ehemänner mitſtimmen. g i 

„ Wihlbar iſt derjenige, welcher mindeſtens Einen Morgen Wieſe oder 

Acker beſitzt und den Vollbeſitz der bürgerlichen Ehrenrechte nicht durch rechts⸗ 

kräftiges Erkenntniß verloren hat. 5 


Zur Legitimation des Vorſtandes dient das von dem Landrathe beſcheinigte 
Wahlprotokoll. | 


H. 11. 


Der Vorſteher iſt die ausführende Verwaltungsbehörde des Verbandes und 
vertritt denſelben anderen Perſonen und Behörden gegenüber. 


Er hat insbeſondere: 


a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach Maaßgabe des von 
der Genoſſenſchaft gefaßten Beſchluſſes zu veranlaſſen und dieſelben zu 
beauffichtigen ; : 5 


b) die Beiträge auszuschreiben, die Zahlungen auf die Kaffe anzuweiſen und 
die Kaſſenverwaltung zu revidiren; 


e) die Voranſchläge und Jahresrechnungen den Beiſitzern zur Feſtſtellng 
und Abnahme vorzulegen; 


d) die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen und die halbjährige 
Grabenſchau im April und Oktober mit den Beiſitzern abzuhalten i 


e) den Schriftwechſel für den Verband zu führen und die Urkunden deffek 
ben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Verträgen ift die Zuftim- 
mung der Beiſitzer nöthig ; | 


f) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und reſp. des noch zu erlaſſenden Reglements bis zur 
Höhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaſſe einzuziehen. 1 


§. 12. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes über das 
Eigenthum von Grundſtücken, über den Umfang oder die Zuſtändigkeit von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, 
gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. Dagegen werden alle ande⸗ 
ren, die gemeinſamen Angelegenheiten des Verbandes oder die vorgebliche Beein⸗ 
trächtigung eines oder des anderen Genoſſen betreffenden Beſchwerden von dem 
Vorſtande unterſucht und entſchieden. 5 
Gegen dieſe Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 5 
an ein Schiedsgericht zu, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Vorſteher angemeldet werden muß. Bi 


Der unterliegende Theil trägt die Koſten. N BR 

Dias Schiedsgericht befteht aus dem Landrathe und zwei Beiſitzern, von 
enen keiner Mitglied des Verbandes fein darf. 

Die Beiſizer nebſt einem Stellvertreter für jeden werden von der General⸗ 
verfammlung der Genoſſen auf drei Jahre gewählt. 


en 


Wegen der vorzunehmenden Entwäſſerungen und Grabenräumungen und 
wegen des Schutzes der Verbandsanlagen hat der Vorſteher die nöthigen Vor⸗ 
ſchriften 0 ie und kann deren Nichtbefolgung mit Ordnungsſtrafen bis zu 


rei Thalern bedrohen. 


S 


6. 14. 


ft iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen. Das 
dem Kreislandrathe, von der Regierung zu Königsberg 
ibehörde und von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen 
abt nach den Beſtimmungen dieſes Statuts und im 
i und mit den Befugniſſen, welche den Aufſichtsbehör⸗ 


F. 185 
5 5 Dieſes Statut kann nur mit landesherrlicher Genehmigung abgeändert 
werden. s 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 26. September 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Selchow. Leonhardt. 


120 r. 7212) 


(Nr. 72120 Bekanntmachung, betreffend den wechſelſeitigen Schutz der Waarenbezeichn 
f innerhalb der Zollvereinsſtaaten. Vom 26. ER 1868. 


D. Bundesrath des Zollpereins hat nach g. 201. der Situngsprototol u 
dem 8. Juli er. folgendes Einverſtändniß konſtatirt: ; 


In Preußen, an Sachſen, Baden, Heſſen, Großherzogthum Sachſen, 5 
Oldenburg, Braunſchweig, 0 Sachſen-Meiningen, Sachſen⸗Altenburg, 
Sachſen⸗ oburg⸗ Gotha, Anhalt, Schwarzburg⸗Rudolſtadt, Schwarzburge 
Sondershauſen, Waldeck, Reuß ältere Linie, Reuß jüngere Linie, Schaum: 
burg⸗Lippe und Lübeck werden, ſoweit ſolches nicht gegenwärtig bereits 
der Fall iſt, die Angehörigen jedes anderen von dieſen Staaten in Betreff 
der Bezeichnung oder Etikettirung von Waaren oder deren Verpackung 
den nämlichen Schutz, wie die eigenen Angehörigen genießen. 


Dies wird unter Bezugnahme auf $. 269. des eee vom 
14. April 1851. zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 26. September 1868. 


1 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und Der; Juſtizminiſter. 
öffentliche Arbeiten. 


Gr. v. Itzenplitz. i Leonhardt. 


Gr. 721 


Bekanntmachung) betreffend die Aerböchfte Genehmigung der unter ö 
„Feuerverſicherungs⸗ Aktiengeſellſchaft Patria“ mit dem Sitze zu Berlin 

errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 2. Oktober 1868. 

Ves Königs Majeſtät haben mittelft Allerhöchſten Erlaſſes vom 26. v. M. 
die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma „Feuerverſicherungs⸗Aktien⸗ 
geſellſchaft Patria“ mit dem Sitze zu Berlin, ſowie deren Statut vom 31. Auguſt 
. J. zu genehmigen geruht. 5 wi 
Der Alerhöchfte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt der 

niglichen Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 2. Oktober 1868. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe Der Miniſter des Innern. 
und öffentliche Arbeiten. ; ; 5 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 7214.) 


